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»Das war ein Fall von Hochmut«
Herr Präsident, Deutschland debattiert
über die Zukunft der Kernkraft. Wo
bleibt da die Stimme des Parlaments?
Lammert: Der Bundestag hat sich sofort
nach der Katastrophe in Japanmit den
möglichen Folgen für die deutsche
Energiepolitik befasst,mit derDebatte
einer Regierungserklärung, auch in
Fragestundenund Sitzungender Fach-
ausschüsse. Unddie Koalitionsfraktio-
nenhabenbeschlossen, dass sie diesen
gesellschaftlichenDenk- undEntschei-
dungsprozessmit einer eigenen
Arbeitsgruppe begleitenwollen. Einen
Mangel an parlamentarischer Beglei-
tung sehe ich nicht.
Brauchen Sie die Hilfe der von der
Bundesregierung eingesetzten Ethik-
kommission?
Lammert: Die Ethikkommission ist der
ernste und richtige Versuch, eineNeu-
bewertung vonChancenundRisiken
alternativer Energieträger auf eine
möglichst breite gesellschaftliche Basis
zu stellen. Ich hättemir einen solchen
Versuch schon im vergangenenHerbst
vor der Verabschiedung eines neuen
energiepolitischenKonzepts ge-
wünscht.
Wer traute sich, gegen das Votum der
Ethikkommission zu sagen: Moral ist

schön und gut, aber ich plädiere für
eine wirtschaftlichere Alternative?
Lammert: Eswäre hochgradig unseriös,
eine Ethikkommission zu berufen und
dann zu sagen:Was immer ihr uns vor-
schlagt, interessiert uns eigentlich nicht.
Natürlichwerdendie Ergebnisse dieser
Kommission die politischeDiskussion
beeinflussen.
Ist der rasende Meinungsumschwung
in der Koalition flatterhaft oder ein Zei-
chen von Lernfähigkeit?
Lammert: Ich finde den jetzigenDiskus-
sionsprozess viel weniger erklärungs-
bedürftig als den vor sechsMonaten.Die
damalige Entscheidung zur Laufzeitver-
längerungwar auch ein Fall vonHoch-
mut: Eine parlamentarischeMehrheit
vonCDU,CSUundFDPhatte imBun-
destag denBeschluss durchgesetzt, und
dies ohneBeteiligung des Bundesrates.
Normalerweise sagt jede Koalition:
Mehrheit ist Mehrheit.
Lammert: Das Energiekonzept der Bun-
desregierung ist das ehrgeizigste und
anspruchsvollste Konzept, das irgend-
eine großeVolkswirtschaft auf der gan-
zenWelt imAngebot hat. Aber gerade
weil es so ist, hätte es eine breitere Basis
gebraucht als dieMehrheit einer Koaliti-
on, die für vier Jahre gewählt ist. Denn

hier geht es umeinenZeitraumvon
40 Jahren, in demes zehnBundestags-
wahlen gibt – unddasmit vermutlich
wechselndenMehrheiten.Die Energie-
politik verträgt vierjährige Kurskorrek-
turen besonderswenig. ImÜbrigen hat-
te die frühere rot-grüneBundesregie-
rung bei ihremAusstiegsbeschluss den
gleichen Fehler gemacht,mit ihrer da-
maligenMehrheit eineWende zu be-
schließen, die dennächstenRegie-
rungswechsel nicht überstandenhat.
Erwarten Sie, dass es diesmal zu einer
Beteiligung des Bundesrates kommt?
Lammert: Ich habe schondamals die
Beteiligung des Bundesrates für geboten
undnotwendig gehalten.Die Bundes-
regierung strebt nun einen breiten
Konsens an.Da liegt es in der Logik, das
Ergebnis nicht nur auf eineMehrheit
der Koalition zu stützen.
Beim anderen Megathema, dem Euro,
fühlen sich zahlreiche Abgeordnete von
der Bundesregierung überfahren –
bei der Griechenlandhilfe, beim ersten
Euro-Rettungspaket und nun beim
anstehenden Europäischen Stabilisie-
rungsmechanismus (ESM). Wird das
Parlament wiederholt missachtet?
Lammert:Weder überhaupt noch
wiederholt! Alle Rettungsaktionen sind
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unter Beteiligung des Bundestages
zustande gekommenundhätten auch
nicht anders stattfinden können.
Hat die Regierung das Parlament nicht
mit dem Totschlagargument „alternativ-
los“ zur Zustimmung genötigt?
Lammert:Wennder Bundestag amEn-
de seines Beratungsprozesses zu dem
Ergebnis kommt, dass die Vorzüge eines
europäischen Stabilitätssystems größer
als die Risiken sind oder dass – anders
formuliert – die Risiken bei einer Ver-
weigerung größer sind als bei einer Zu-
stimmung, dann kannmangewiss nicht
vonAlternativlosigkeit oderNötigung
des Parlaments sprechen.Übrigens:
Alternativen gibt es immer.
Bei den Ad-hoc-Rettungen war Gefahr
in Verzug. Aber bei den geplanten
dauerhaften Stabilisierungsmechanis-
men könnte der Bundestag als Volks-
souverän seiner Regierung durchaus
seine Vorstellungen mit auf den Weg
geben?
Lammert: ImRahmender Beratungen
zumLissabon-Vertrag habenwir uns

weis auf den parlamentarischenDruck
im eigenen Land einemRettungspaket
die Zustimmung zu verweigern
oderNachbesserungen zu verlangen.
Und wenn die Bundesregierung dann
wieder mit dem Alternativlos-Argument
kommt?
Lammert: Natürlichwerdenpolitische
Entscheidungendurch Fakten präjudi-
ziert.Wir spielen doch keinMonopoly.
Wir reagieren auf tatsächliche politi-
sche oder gesellschaftliche Entwicklun-
gen. BeimEuro, bei der Kernenergie
oder der Aussetzung derWehrpflicht.
Bei der Kernenergie will die Mehrheit
der Bevölkerung den Ausstieg, Regie-
rung und Parlament folgen; beim Euro
ist nur eine Minderheit für Rettungs-
maßnahmen, und trotzdem macht
Berlin mit. Wie passt das zusammen?
Lammert: Scheinbar nicht, aber beides
ist sachgerecht, es spricht für die Le-
bendigkeit unseres parlamentarischen
Systems. Und für seineKlugheit. Hätten
wir eine plebiszitäreDemokratie, wäre
beispielsweise der Euro nie eingeführt

worden. Aberwelch hohenPreiswir
für die souveräneBeibehaltung der
D-Mark ab demHerbst 2008mit gna-
denlosenAufwertungenhätten zahlen
müssen, zeigt, wie riskant es ist, politi-
sche Fragen vondieser Komplexität
zumGegenstand von Stimmungen zu
machen.
Und trotzdem möchten Sie, dass der
Bundestag dem Bürgerwillen gegen die
Kernenergie einfach so nachgibt?
Lammert:Wenn es hier zwischendie-
ser öffentlichen Stimmungundder
politischenUrteilsbildung imBundes-
tag eine offensichtlicheDiskrepanz
gäbe,wäre die Frage berechtigt. Aber
es gibt eine erstaunliche Parallelität
zwischen einer traditionell kernener-
giekritischenÖffentlichkeit und einer
neuenpolitischenWillensbildung
des Parlaments. ■
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anschließenddochnoch zuzustimmen.
Das ist eine klugeAbwägung.
Man könnte es auch die Selbstaufgabe
des Bundestages nennen.
Lammert: Eine präzise Festlegung der
deutschenVerhandlungsposition in
Brüssel würde das Scheitern derGesprä-
che vorprogrammieren. Unddaswollen
wir nicht. Aber hier sehen Sie sehr schön
denUnterschied zwischen...
...lupenreiner Demokratie und europäi-
schem Pragmatismus?
Lammert: Nein, ganz sicher nicht. Der
europäische Pragmatismus ist nicht die
Billigversion einer lupenreinenDemo-
kratie. ImGegenteil: Seit Lissabon
habenwir auf EU-Ebene ziemlich genau
die gleichen Standardswie auf nationa-
ler Ebene. Aberwegender größeren
Anzahl der Beteiligtenmüssenwir un-
terscheiden zwischennationalen
Wünschenund europäischenNotwen-
digkeiten. Unddass es dabei zwischen
Exekutive undLegislative schonmal
knirscht, gehört zumdemokratischen
Grundverständnis. Gegenüber der un-
konditioniertenVerhandlungsermächti-
gung und einemgesetzlich bindenden
Verhandlungskatalog sind die laufenden
Anhörungen imBundestag doch ein
intelligenterMittelweg.
Wird so das Königsrecht des Parlaments,
über Haushalt und Geldausgaben zu
entscheiden, ausgehöhlt, wie auch der
Bundesrechnungshof kritisiert?
Lammert:Weil dasHaushaltsrecht zwei-
fellos tangiert wird, gibt es nicht nur die
Notwendigkeit einer parlamentarischen
Begleitung, sondern auch einer par-
lamentarischenBeschlussfassung beim
ESM. Es ist völlig ausgeschlossen, dass
die BundesregierungVereinbarungen
mitHaushaltswirkungen treffen kann,
ohne dafür zunächst vomBundestag ei-
ne Ermächtigung für die Verhandlungen
und später die Zustimmung für das
Ergebnis zu bekommen.
Muss der Bundestag nur der Errichtung
des ESM zustimmen oder jedes Mal,
wenn der Stabilisierungsmechanismus
in Anspruch genommen wird und
damit für den Bund Haushaltsrisiken
entstehen?
Lammert: Ich halte die Beteiligung des
Bundestages bei konkretenHilfszusagen
in jedemneuenEinzelfall für unver-
zichtbar. Das stärkt imÜbrigen auchdie
Position der Bundesregierung,mitHin-

»Eine nationale
Regierung braucht
in Brüssel Prokura«
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»Wir spielen beim
Euro-Rettungspaket
kein Monopoly«

von einer rigidenBindungdesRegie-
rungshandelns anparlamentarische
Vorgaben gelöst, weil Europa sonst
handlungsunfähig gewordenwäre. Eine
nationale Regierungmuss bei europäi-
schenVerhandlungen inBrüssel
Prokura haben. Sonst ist Stillstand
programmiert.
Selbst die Koalitionsfraktionen wollten
mit einem Antrag die konkrete Verhand-
lungsführung beim ESM begleiten.
Die Koalitionsspitzen haben das in die
Ausschüsse verwiesen, damit die
Regierung in der Zwischenzeit ungestört
von parlamentarischen Vorgaben in
Brüssel verhandeln kann.
Lammert: AnträgewieGesetzentwürfe
werden grundsätzlich zunächst in die
Fachausschüsse überwiesen. Richtig ist,
dasswir unsmit einemallzu konkreten
Verhandlungsauftrag viel schwerer
täten, denBrüsseler Beschlüssen bei
Abweichungen vondenVorgaben
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